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Mit der Publikation von Stellungnahmen zu öffentlichen Anhörungen der parlamentarischen 
Gremien des Bundes und der Länder oder zu aktuellen, zentralen Themen der Arbeitsmarkt-
politik will das IAB der Fachöffentlichkeit und der externen Wissenschaft einen Einblick in seine 
wissenschaftliche Politikberatung geben. 

IAB intends to give professional circles and external researchers an insight into its scientific 
policy advisory services by publishing comments on the public hearings of parliamentary com-
mittees of the Federal Government and the Federal States and on current central topics of 
labour market policy. 
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Zusammenfassung 

Zur Vorbereitung des Jahresgutachtens 2018/19 des Sachverständigenrats zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wurde das IAB um seine Exper-
tise zu Fragen der Migration und Integration gebeten. Im Herbst 2018 äußerte sich 
das IAB zum einen zur Rolle eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes, um Fachkräf-
teengpässen entgegenzuwirken, und zur künftigen Entwicklung von Umfang und 
Struktur des Angebots an ausländischen Arbeitskräften. Zum anderen befasste sich 
das IAB mit den Hürden und Fortschritten bei der Arbeitsmarktintegration von Ge-
flüchteten und ging dabei auch auf die Erwerbsbeteiligung Geduldeter ein. Die Er-
kenntnisse hierzu werden in der vorliegenden Stellungnahme zusammengefasst. 

 

Abstract 

The IAB has been asked for their expertise on questions of migration and integration 
for the preparation of the 2018/19 annual report of the German Council of Economic 
Experts (Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung). In the autumn of 2018, the IAB commented, on the one hand, on the role of a 
skilled labour immigration act in order to counteract skilled labour shortages and on 
the future development of the scope and structure of the supply of foreign labour. On 
the other hand, the IAB addressed the obstacles and progress in the labour market 
integration of refugees and also responded to the labour participation of persons with 
exceptional leave to remain. The present opinion summarises the findings in this re-
gard. 
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1 Vorbemerkung 
Zur Vorbereitung des Jahresgutachtens des Sachverständigenrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wird das IAB seit mehreren Jahren um seine 
Expertise zu verschiedenen Aspekten des Arbeitsmarktes gebeten. Im Vorfeld des 
aktuellen Jahresgutachtens 2018/19 betraf dies unter anderem Fragen zur Migration 
und Integration. Im Herbst 2018 äußerte sich das IAB zum einen zur Rolle eines Fach-
kräfteeinwanderungsgesetzes, um Fachkräfteengpässen entgegenzuwirken, und zur 
künftigen Entwicklung von Umfang und Struktur des Angebots an ausländischen Ar-
beitskräften. Zum anderen befasste sich das IAB mit den Hürden und Fortschritten 
bei der Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten und ging dabei auch auf die Er-
werbsbeteiligung Geduldeter ein. Die Erkenntnisse hierzu werden in der vorliegenden 
Stellungnahme zusammengefasst. 

2 Rolle des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes 
Das IAB geht davon aus, dass bei der Steuerung des Arbeitsmarktzugangs nach 
Deutschland erhebliche Defizite bestehen. Die meisten Möglichkeiten, die das Auf-
enthaltsgesetz für die Zuwanderung von Fachkräften vorsieht, werden nicht oder nur 
in geringem Umfang genutzt. Obwohl die Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage in 
Deutschland, auch im Vergleich zu anderen wichtigen Zielländern der Migration, sehr 
günstig ist, sind nach Angaben des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 2017 
etwas mehr als 60.000 Personen zu Erwerbszwecken aus Drittstaaten zugezogen. 
Das entspricht einem Anteil von 11 Prozent an den Zuzügen aus Drittstaaten. Auf die 
Blaue Karte EU entfielen knapp 10.000 Zuzüge. Dem stehen Fortzüge von gut 21.000 
Drittstaatsangehörigen gegenüber, die vorher eine Aufenthaltserlaubnis hatten, die 
zu einer Erwerbstätigkeit berechtigt.  

Die gesteuerte Zuwanderung leistet damit nur einen verschwindend geringen Beitrag 
zur Arbeitsmigration nach Deutschland. Dies war bereits vor dem Anstieg der Flucht-
migration so: Auch in den Jahren von 2010 bis 2014 betrug der Anteil der Personen, 
die zu Erwerbszwecken nach Deutschland zugewandert sind, unter den Zuzügen aus 
Drittstaaten im Durchschnitt 11 Prozent. 

Dieser Trend ist aus verschiedenen Gründen volkswirtschaftlich bedenklich. Migran-
tinnen und Migranten aus Drittstaaten, die nicht zu Erwerbszwecken zuziehen, integ-
rieren sich deutlich später in den Arbeitsmarkt und haben im Durchschnitt deutlich 
geringere Beschäftigungsquoten als Personen, die zu Erwerbszwecken zuwandern. 
Dies wird durch Analysen auf Grundlage der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe bestä-
tigt. Auch ist die durchschnittliche Qualifikation, gemessen an den Bildungs- und Aus-
bildungsabschlüssen, geringer.  

Gegenwärtig kommen große Teile der Erwerbsmigration nach Deutschland aus den 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU), insbesondere aus den neuen Mit-
gliedsstaaten. Mit der Konvergenz der Pro-Kopf-Einkommen wird diese Zuwanderung 
zurückgehen, auch erschöpft sich das Migrationspotenzial mit der Auswanderung von 
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jüngeren Bevölkerungsgruppen mit einer hohen Wanderungsbereitschaft. Mittel- und 
langfristig ist deshalb mit einem deutlichen Rückgang der Zuwanderung aus der EU 
zu rechnen. Bei einer Fortsetzung der bestehenden Einwanderungspolitik wird sich 
deshalb die Zusammensetzung der Migrationsbevölkerung langfristig verändern: Das 
durchschnittliche Qualifikationsniveau wird sinken und die Integrationschancen ge-
messen an den Beschäftigungs- und Erwerbstätigenquoten werden abnehmen. 

Die geringe Nutzung der erwerbsbezogenen Zugangskanäle nach Deutschland 
scheint kein Marketingproblem zu sein, wie die starke Zuwanderung aus den Mit-
gliedsstaaten der EU und der Zuzug über andere Zugangswege aus Drittstaaten zei-
gen. Er ist wesentlich – wenn auch nicht ausschließlich – auf den rechtlichen Rahmen 
für die Zuwanderung zurückzuführen. Das Aufenthaltsgesetz ermöglicht zwar grund-
sätzlich die Zuwanderung von Hochschulabsolventen und, unter restriktiveren Bedin-
gungen, von Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung. Zudem bestehen 
Möglichkeiten zur Einreise zu Ausbildungszwecken, zur Anerkennung von Berufsab-
schlüssen und für die Arbeitssuche. Diese Möglichkeiten werden aber in der Regel 
kaum genutzt.  

Das Problem des deutschen Einwanderungsrechts besteht in der Kumulation ver-
schiedener Hürden, die Einwanderungsländer, die in größerem Umfang die Er-
werbsmigration steuern, so nicht kennen. So muss ein Bewerber etwa bei der Blauen 
Karte EU folgende Hürden überwinden:  

▪ über einen Hochschulabschluss oder gleichwertige Berufserfahrung verfügen,  

▪ eine verbindliche Arbeitsplatzzusage vorweisen,  

▪ eine Mindesteinkommensschwelle überschreiten, die deutlich über den Eingangs-
gehältern für Akademiker liegt,  

▪ und eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erreichen, die sich auf eine 
Prüfung der Arbeitsmarktlage, der Vergleichbarkeit der Arbeitsbedingungen und 
eine Vorrangprüfung stützt, die für bestimmte Berufe und Branchen ausgesetzt 
werden kann.  

Jede einzelne dieser Bedingungen kann eine Beschäftigung ausschließen. Für viele 
Zuwanderer sind diese Hürden deshalb prohibitiv hoch. Ähnliches gilt für andere Re-
gelungen. 

Sofern das Fachkräftezuwanderungsgesetz eine Veränderung gegenüber dem Sta-
tus quo bewirken soll, muss es deshalb die Hürden wesentlich reduzieren und auf 
diejenigen beschränken, mit denen eine wirksame Steuerung erreicht werden kann. 
Unter Arbeitsmarktgesichtspunkten sollte die verbindliche Arbeitsplatzzusage das 
wichtigste Kriterium sein, weil es ein klares Signal zur tatsächlichen Arbeitsmarkt-
nachfrage gibt. Empirisch kann gezeigt werden, dass Personen, die beim Zuzug über 
eine Arbeitsplatzzusage verfügen, auch langfristig eine gute Beschäftigungsprognose 
haben. Zudem sichert dieses Kriterium, dass sich die Zuwanderung flexibel an die 
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Arbeitsmarktlage anpasst. Darüber hinaus sind Qualifikationskriterien wie ein abge-
schlossenes Hochschulstudium oder eine abgeschlossene Berufsausbildung durch-
aus sinnvoll, weil sie langfristig die Arbeitsmarktintegration günstig beeinflussen. Glei-
ches gilt für andere Aspekte der strukturellen und sozialen Integration. Hierfür sollte 
im Grundsatz der Nachweis eines landesüblichen Zertifikates und einer Mindeststu-
dien- und Ausbildungsdauer ausreichend sein.  

Eine der wesentlichen Hürden für die Zuwanderung dürfte der Nachweis der Gleich-
wertigkeit der Abschlüsse bzw. die Anerkennung von im Ausland erworbenen Ab-
schlüssen sein. Dies ist, gerade vor dem Hintergrund des deutschen Bildungs- und 
Ausbildungssystems, oft nicht oder nur schwer durchzuführen. Mittel- und langfristig 
ergeben sich günstige Beschäftigungsprognosen für Personen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung auch dann, wenn die Abschlüsse nicht anerkannt wurden. Dies 
zeigt sich unter anderem bei den Staatsbürgern aus der EU. Man könnte deshalb, im 
Falle einer verbindlichen Arbeitsplatzzusage an Personen mit abgeschlossener Aus-
bildung, ähnlich wie andere Einwanderungsländer auf eine Anerkennung der Ab-
schlüsse ganz verzichten. Eine Alternative wären vereinfachte Kompetenztests. 
Wenn die Hürden für die Anerkennung nicht deutlich herabgesetzt werden, dürfte das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz keine größere Steuerungswirkung entfalten. 

Das Eckpunktepapier der Bundesregierung sieht vor, dass auf die Vorrangprüfung 
verzichtet werden soll, gleiches gilt für Positivlisten von Engpassberufen. Nach Ein-
schätzung des IAB ist die Vorrangprüfung kein wirksames Instrument der Zuwande-
rungssteuerung. Auch Positivlisten sind keine verlässlichen Indikatoren für die Identi-
fikation von regionalen oder strukturellen Nachfrageengpässen. In vielen Berufen und 
Branchen, die nicht von den Positivlisten erfasst werden, ist ein weit überdurchschnitt-
liches Beschäftigungswachstum zu beobachten. Der prognostische Wert solcher In-
dikatoren für die Arbeitsnachfrage und die Identifikation von Angebotsengpässen ist 
daher fraglich und sollte nicht für die Steuerung der Zuwanderung eingesetzt werden. 

Zusammengefasst kann das Fachkräfteeinwanderungsgesetz dann eine wichtige 
Rolle für die Erwerbsmigration spielen, wenn es zentrale Hürden wie die Anerkennung 
beruflicher Abschlüsse beseitigt oder senkt. Dies setzt allerdings voraus, dass die 
Reformen an den strukturellen Problemen des bestehenden Rechtsrahmens anset-
zen. 

3 Angebot an ausländischen Arbeitskräften 
Der Umfang des Angebots an ausländischen Arbeitskräften hängt von der Attraktivität 
des deutschen Arbeitsmarktes im Vergleich zu den Arbeitsmärkten in alternativen 
Zielländern ab. Mit dem Aufschwung des Arbeitsmarktes in Deutschland und der Ver-
schlechterung der Arbeitsmarktbedingungen in vielen anderen wichtigen Zielländern 
der Migration (wie Italien und Spanien) ist Deutschland nach den USA zum wichtigs-
ten Zielland für die Arbeitsmigration geworden. Dies wird auch so bleiben, sofern sich 



IAB-Stellungnahme 11/2018 8 

die konjunkturelle Lage hier nicht erheblich verschlechtert oder sich in anderen Län-
dern deutlich verbessert.  

Zu erwarten ist allerdings eine Verschiebung in der Herkunftsländerstruktur: Das Ar-
beitskräfteangebot aus den neuen Mitgliedsstaaten der EU wird langsam, aber konti-
nuierlich abnehmen, und dasjenige aus Drittstaaten zunehmen. Deshalb ist die Frage, 
wie künftig die Erwerbsmigration aus Drittstaaten gesteuert wird, von zentraler Be-
deutung (Brücker 2017). 

Grundsätzlich gilt, dass langfristige Prognosen des Zuwanderungspotenzials schwer 
möglich sind (vgl. Fuchs et al. 2018b). Aufgrund von fallenden Transport- und Kom-
munikationskosten sind die regionalen Muster der Migration heute sehr viel weniger 
stabil als in der Vergangenheit. Die Migrationsströme reagieren deshalb sehr viel stär-
ker auf Veränderungen der relativen wirtschaftlichen Bedingungen als in der Vergan-
genheit und sind folglich sehr viel volatiler. So bleibt das Migrationspotenzial zwar vor 
dem Hintergrund der globalen Einkommensdifferenzen und der Einkommensdifferen-
zen zwischen Deutschland und der EU und den Nachbarregionen weiter groß, aber 
es kann leicht zu Umlenkungsprozessen zwischen verschiedenen Zielländern kom-
men. 

4 Integration von Geflüchteten 
Nach der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit kann der Anteil der 
Personen aus den acht wichtigsten Asylherkunftsländern1, die seit dem 31. Dezember 
2014 nach Deutschland gekommen sind, und bis 30. Juni 2018 eine abhängige Be-
schäftigung aufgenommen hat, auf 28 Prozent geschätzt werden.2 Der Beschäfti-
gungszuwachs hat sich 2017 gegenüber 2016 sowie 2018 gegenüber 2017 beschleu-
nigt. Das ist unter anderem auf den Abschluss von Asylverfahren und von Maßnah-
men wie Integrationskursen zurückzuführen. Die Beschäftigung der Geflüchteten ent-
wickelt sich damit in etwa so, wie es Erfahrungen aus der Vergangenheit mit anderen 
Flüchtlingsepisoden, etwa in den 1990er Jahren, erwarten ließen. 

Grundsätzlich sind die Geflüchteten weit mehr Hürden für die Integration ausgesetzt 
als andere Migrantengruppen. Die Länge der Asylverfahren, die rechtliche Unsicher-
heit über den Aufenthaltsstatus etwa bei subsidiär Geschützten, fehlende Sprach-
kenntnisse, die geringen Anteile von Geflüchteten mit einer beruflichen Ausbildung 

                                                 
1 Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia, Syrien. Aus diesen Ländern kom-

men gut 70 Prozent der Flüchtlinge in Deutschland und gut 70 Prozent der Bevölkerung aus 
diesen Ländern haben einen Fluchthintergrund.  

2 Berechnet wurde diese Quote als Anteil des Zuwachses der abhängig Beschäftigten zum 
Zuwachs der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter vom 31.12.2014 bis zum 30.6.2018 von 
Staatsangehörigen aus den acht genannten Asylherkunftsländern. Diese Zahl ist als Indika-
tor zu verstehen, die Beschäftigung von Flüchtlingen wird von der Beschäftigungsstatistik 
der BA nicht erfasst, gleiches gilt für das Zuzugsdatum. Vgl. zur Methode Brücker (2018). 
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und ähnliche Faktoren erschweren die Integration. Auch gesundheitliche Probleme, 
vor allem psychische Belastungen, können die Integration behindern.  

Allerdings sind auch erhebliche Fortschritte zu beobachten: Etwa die Hälfte der Ge-
flüchteten haben nach Angaben der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten 
Integrationskurse besucht oder abgeschlossen, auch die Beteiligung an anderen 
Sprachprogrammen ist deutlich gestiegen. So schätzten knapp zwei Fünftel der Ge-
flüchteten 2017 ihre deutschen Sprachkenntnisse als gut oder sehr gut ein (2016: 20 
Prozent). Entsprechend haben sich die Anteile mit schlechten oder gar keinen deut-
schen Sprachkenntnissen verringert. Rund ein Zehntel der Geflüchteten absolviert 
eine Ausbildung, ein Studium oder besucht eine allgemeinbildende Schule. Insge-
samt steigt das sprachliche Niveau deutlich, die allgemeinbildenden und beruflichen 
Qualifikationen langsamer, aber kontinuierlich.  

Dies dürfte zu einer sich beschleunigenden Integration beitragen, denn aus Sicht von 
Betrieben, die bislang noch keine konkreten Erfahrungen mit Geflüchteten gemacht 
haben, sind Sprachkenntnisse für eine potenzielle Beschäftigung von zentraler Be-
deutung. Begründet wird dies mit der Anforderung an gut funktionierende Kommuni-
kation. Bei einfachen Tätigkeiten sehen Betriebe dagegen geringere Sprachbarrieren. 
Des Weiteren sehen Betriebe auch Hürden in der Bürokratie, versicherungstechni-
schen Gründen und langen Anerkennungsverfahren – sie wünschen sich schnellere 
Entscheidungen, um Klarheit über Bleibeperspektiven zu erhalten (Büschel et al. 
2018). 

Zum 31. August 2018 hatten rund 131.000 Geflüchtete im erwerbsfähigen Alter eine 
Duldung. Diese Gruppe kann grundsätzlich als von Abschiebung bedroht angesehen 
werden. Die Beschäftigtenstatistik weist den Aufenthaltstitel von Ausländern nicht 
aus, so dass der Anteil der Erwerbstätigen in dieser Gruppe nur geschätzt werden 
kann. Die Erwerbstätigenquoten sind bei den Geduldeten nach der IAB-BAMF-SOEP-
Befragung von Geflüchteten etwas höher als im Durchschnitt der Geflüchteten insge-
samt, so dass etwa rund ein Drittel dieser Gruppe erwerbstätig sein dürfte. Damit 
könnte die Zahl der beschäftigten Geduldeten auf rund 45.000 Personen angesetzt 
werden, was als grober Schätzwert zu verstehen ist. Etwa 80 Prozent dieser Perso-
nen dürften sozialversicherungspflichtig beschäftigt sein. 
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